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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— N I.... 


(Nr. 6542.) Geſetz, betreffend die definitive Untervertheilung und Erhebung der Grundſteuer 
g in den ſechs öſtlichen Provinzen des Staats und die Beſchwerden wegen 
Grundſteuer⸗Ueberbürdung. Vom 8. Februar 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen N. 


verordnen zur Erg ing des F. 3. und Erledigung des Vorbehalts im F. 8. 
des Geſetzes vom 21. Mai 1861., betreffend die anderweite Regelung der Grund⸗ 
u (Geſetz Samml. für 1861. ©. 253.), mit Zuſtimmung beider Häuſer des 
andtages Unſerer Monarchie, was folgt: i 


Erſter Abſchnitt. 


Grundſteuer⸗Hauptſummen. 


5 8. 15 
Die nach $. 1. der Verordnung vom 12. Dezember 1864. (Geſetz Samml. 
für 1864. S. 673.) den ſechs öſtlichen Provinzen des Staats, beziehungsweiſe 
den ſtändiſchen Verbänden von Neu⸗Vorpommern und Rügen, ſowie der Ober⸗ 
und der Nieder⸗Lauſitz auferlegten, gemäß $$. 2. 3. a. a. O. auf die 190 
Kreiſe und innerhalb der letzteren A die Gemeinden, ſelbſtſtändigen Gutsbezirke 
und beſonderen Grundſteuer⸗Erhebungsbezirke weiter vertheilten Grundſteuer⸗ 
Hauptſummen unterliegen einer Erhöhung oder Verminderung nur inſoweit, als: 
a) die im F. 32. dieſes Geſetzes unter b. bis h. bezeichneten Beſtands⸗ be 
ziehungsweiſe Grenzveränderungen eintreten, 
p) Beſchwerden wegen Ueberbürdung auf dem in den $$. 21. bis 28. dieſes 
Geſetzes vorgeſchriebenen Wege als begründet anerkannt, oder 
e) materielle Irrthümer (F. 2. dieſes Geſetzes) nachgewieſen werden. 
Jahrgang 1867. (Nr. 65420 25 | $. 2. 


Ausgegeben zu Berlin den 14, Februar 1867, 


ei 
$ 2: | | 


125 materielle Irrthümer ſind inſonderheit folgende Verſehen in Betracht 
zu ziehen: 


a) wenn Grundſtücke nicht bei demjenigen Gemeinde⸗ oder ſelbſtſtändigen 


Gutsbezirke veranlagt worden ſind, welchem ſie angehören, 


. b) wenn Grundſtücke zwei⸗ oder mehrfach, oder 
e) gar nicht veranlagt worden find; 


d) wenn bei Uebertragung der Einſchätzungsreſultate aus dem Kupon in 
die Gemarkungskarte eine unrichtige Kulturart oder Bonitätsklaſſe in die 
Karte übernommen iſt, oder N 


e) die in dem Einſchätzungsregiſter, der Klaſſenzuſammenſtellung, dem Flur⸗ 
buch u. ſ. w. enthaltene Angabe über die Kulturart oder Bonitätsklaſſe 
eines Grundſtücks mit der betreffenden Angabe im Kupon oder in der 
Gemarkungskarte nicht übereinſtimmt 


f) wenn bei der Flächeninhalts⸗ Berechnung die Summe der einzelnen 
Rechnungspoſttionen unrichtig gezogen oder ein anderer offenbarer Fehler 
untergelaufen iſt / 
g) wenn grundſteuerpflichtige Grundſtücke nicht zur Steuer herangezogen, 
oder umgekehrt von der Grundſteuer geſetzlich freizulaſſende Grundſtücke 
der Steuer unterworfen worden ſind. a 
Die Berichtigung materieller Irrthümer, ſowie der Beſtands- beziehungs⸗ 
weiſe Grenzveränderungen ($. 1. Littr. a.) erfolgt zu allen Zeiten und zwar 
jederzeit im Wege der Forte ng (F. 32.). 


Zweiter Abſchnitt. 
Untervertheilung der Grundſteuer. 

. 1. Grundſteuer⸗Erhebungsbezirke. 

5 . 3. 

1 So lange die Vorſchrift im N 1. Abſatz 2. des Geſetzes vom 14. April 
1856., betreffend die Landgemeinde⸗ ae in den ſechs öſtlichen Provinzen 
der Preußiſe hen Monarchie (Geſetz Samml. für 1856. ©. 359.), noch nicht voll 

115 ausgeführt iſt, und Liegenſchaften vorhanden find, welche einem beftehen 

en Gee oder ſelbſtſtändigen Gutsbezirke nicht angehören, ſind einzelne 

Liegenſchaften nach der Beſtimmung der Bezirksregierung Behufs der Grund⸗ 

ſteuereinziehung benachbarten Gemeinde: beziehungsweise Gutsbezirken zuzuſchlagen 

und größere Komplexe zu beſonderen Grundſteuer⸗Erhebungsbezirken zu e 


ee 


$. 4. 


Im Wege der Vereinbarung zwiſchen den betheiligten Gemeinde⸗ be⸗ 
ziehungsweiſe Gutsbezirken können einzelne, einem Gemeinde- oder Gutsbezirke 
angehörige Liegenſchaften zum Zwecke der Steuererhebung einem anderen dergleichen 
Bezirke zugeſchlagen oder ganze Gemeinde- und Gutsbezirke zu dem gedachten 
Zwecke vereinigt werden. 

Dergleichen Vereinbarungen unterliegen der Beſtätigung der Bezirks⸗ 
regierung. 


d. 5. 


Die in den ss. 3. und 4. erwähnten Anordnungen beziehungsweiſe Ver⸗ 
einbarungen erfolgen ohne jegliche Aenderung der beftebetben Kommunal⸗ oder 
ſonſtigen Rechtsverhältniſſe. 


2. Untervertheilung der Grundſteuer in den Gemeinden ſelbſt— 
ſtändiger Guts- und Grundſteuer⸗Erhebungsbezirke. 5 


$. 6. 


Zum Zweck der Untervertheilung der Grundſteuer auf die einzelnen ſteuer⸗ 
pflichtigen Liegenſchaften iſt für jeden Gemeinde», ſelbſtſtändigen Guts⸗ und 
cu Ee ein beſonderes Flurbuch und eine Grundſteuer⸗Mutter⸗ 
rolle anzulegen. 

Das Flurbuch hat ſämmtliche Liegenſchaften des betreffenden 77 in 
1 natürlichen Zuſammenhange und mit Angabe ihres Flächeninhalts und 

einertrages nachzuweiſen. In der Grundſteuer⸗ Mutterrolle find die dem Be 
birke angehörigen Liegenſchaften mit Angabe ihres Flächeninhalts und Reinertrages, 
ſowie der demgemäß veranlagten Grundſteuer in beſonderen, die ſämmtlichen 
Liegenſchaften deſſelben Eigenthimers umfaſſenden Artikeln nachzuweiſen. 


8. 7. 


Behufs Aufſtellung des Flurbuchs und der Mutterrolle (F. 6.) iſt der 
Flächeninhalt und Reinertrag der den einzelnen Grundeigenthümern innerhalb des 
Bezirks gehörigen ſteuerpflichtigen Liegenſchaften, fahrn dies bei den allgemeinen 
Veranlagungs⸗Arbeiten, beziehungsweiſe in Ausführung der Verordnung vom 
12. Dezember 1864. nicht bereits geſchehen, zu ermitteln und feſtzuſtellen. 

ei Feſtſtellung des Reinertrages der Liegenſchaften werden die Ergebniſſe 
derjenigen Einſchätzungen zum Grunde gelegt, wel de Behufs Ausführung des 
Grundſteuergeſetzes vom 21. Mai 1861. bewirkt worden ſind. 


§. 8. 
Jedes Grundſtück wird in der Regel und He Rückſicht darauf, ob die 


Berichtigung des Beſitztitels im Hypothekenbuche erfolgt iſt oder nicht, auf den 
(Nr, 6542.) 25 * Na⸗ 


se 5 — 188 — 

Namen ſeines Eigenthümers in das Flurbuch und die Mutterrolle eingetragen, 
es mag das Eigenthum dem Staate, einer Gemeinde, Gemeinde Abtheilung, 
Korporation, Genoſſenſchaft, Stiftung, oder einer anderen moraliſchen Perſon 
oder einem einzelnen Individuum zuſtehen. f 

Grundſtücke, welche ſich im gemeinſchaftlichen Eigenthum mehrerer Mit⸗ 
erben oder anderer Miteigenthümer befinden, werden im erſteren Falle unter dem 
Kollektivnamen „die Erben“ oder unter dem Namen des Wittwers oder der 
Wittwe mit dem Zuſatze „und Miterben“, im letzteren Falle unter dem Namen 
eines der Miteigenthümer mit dem Zuſatze „und Miteigenthümer“ eingetragen. 

Bei Gütern oder einzelnen Grundſtücken, welche im Prozeß befangen ſind, 
wird ein ähnliches Verfahren beobachtet, und der gegenwärtige Inhaber, unter 
Bezeichnung des Prätendenten, aufgeführt. : 

Grundſtücke, deren c nicht zu ermitteln ſind, oder welche von 
ihrem Eigenthümer aufgegeben oder verlaſſen worden, ſind einſtweilen und mit 
Vorbehalt der Abänderung nach erfolgter Aufklärung der Verhältniſſe unter der 
Bezeichnung „unbekannte Eigenthümer“ einzutragen. 


U 9 
9. 


N 
Walten Streitigkeiten über Eigenthumsgrenzen ob, welche nicht ſogleich 
beſeitigt werden können, ſo ſind die tren Grenzen mit Berückſichtigung der 
Oertlichkeit in möglichſt entſprechender Weiſe Hale und und die betreffenden 
Grundſtücke demgemäß, ohne daß dadurch die Rechte und Anſprüche der Eigen⸗ 
thümer in irgend einer Art berührt oder beeinträchtigt werden, in das Flurbuch 
und die Mutterrolle einzutragen. i 

Läßt ſich in einzelnen Fällen nach den obwaltenden Verhältniſſen eine Feſt⸗ 
ſetzung der vorgedachten Art nicht herbeiführen, ſo ſind die bezüglichen Grund⸗ 
ſtücke als ein Ganzes zu behandeln und in dem Flurbuche und der Mutterrolle 
als gemeinſchaftliches Eigenthum der beiden oder mehreren Intereſſenten auf⸗ 
zuführen. 8. 10 . 5 


Die der Gebäudeſteuer unterliegenden Gebäudeflächen, Hofräume und nicht 
über Einen Morgen großen Hausgärten ($. 1. zu a. des Grundſteuergeſetzes vom 
21. Mai 1861.) ſind, ſoweit die Unterlagen dazu vorliegen, oder ohne e 

Zeit⸗ und eln fete beſchafft werden können, ihrem Beſitzſtande und Um⸗ 
fange nach einzeln feſtzuſtellen und demgemäß in die Flurbücher und Mutterrollen 
ſpeziell mit aunehnen. . 

Wenn die vorbezeichneten Vorausſetzungen nicht zutreffen, ſind die gedach⸗ 
ten Liegenſchaften als ein Ganzes unter der Bezeichnung „ungetrennte Hor 
und Hausgärten“ aufzuführen. 


Serbituten und Reallaſten. 


. 11. 


Die zu Servituten und Reallaſten Berechtigten haben zu der den be⸗ 
laſteten Grundſtücken auferlegten Grundſteuer keinen Beitrag zu leiſten. 


Für 


Be 


ſtimmungen. 


3. Reklamationen gegen die Untervertheilung der Grundſteuer. 


8. 12 


der Grundſteuer⸗Untervertheilung ertheilten Vorſchriften ſteht den Grundeigen⸗ 
thümern neben der Geltendmachung der entdeckten materiellen Irrthümer, die eis 
im Wege der Fortſchreibung zu befeitigen find (F. 2. und $. 32. Littr. i.), in den 
Gemeinden, in den beſonderen dene Ei und in ſolchen ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gutsbezirken, welche die ſteuerpflichtigen Grundſtücke mehr als eines 
Eigenthümers umfaſſen, das Recht zur Erhebung von Reklamationen zu: 


a) wegen unrichtiger Angabe des Flächeninhalts einzelner Grundſtücke, ſoweit 
dieſelbe nicht auf einem materiellen Irrthume (F. 2.) beruht / 


b) wegen unrichtiger Einſchätzung in die Klaſſen des Tarifs. 
H. 13. 
Einwendungen wegen unrichtiger Einſchätzung ſind zuläſſig: 


a) wegen unrichtiger Aufnahme der Kulturart einzelner Grundſtücke, ſofern 
eine Kulturveränderung nicht erſt nach bewirkter Einſchätzung ſtattgefun⸗ 
den hat 


b) wegen des gleichen Grundes, wenn das betreffende Grundſtück gemäß der 


Beſtimmung im F. 39. Abſatz 2. der Anweiſung vom 21. Mai 1861. 
(Geſetz Samml. S. 257.) zu den daſſelbe umſchließenden oder daran an⸗ 
grenzenden Grundſtücken gezogen worden iſt, Gan die betreffenden an⸗ 
grenzenden Grundſtücke ſich nicht ebenfalls im Eigenthume des Reklaman⸗ 
ten befinden; 


e) wegen unrichtiger Einſchätzung in die Klaſſen des Tarifs, insbeſondere 
auch, wenn das betreffende Grundſtück gemäß der Beſtimmung im F. 39. 
Abſatz 3. und 5. a. a. O. zu der für die angrenzenden Grundſtücke an⸗ 
genommenen Tarikklaſſe eingeſchätzt worden N und die betreffenden an⸗ 
beben Grundſtücke ſich nicht ebenfalls im Eigenthum des Reklamanten 

efinden; 


d) wegen ungleichmäßi er Einſchätzung einzelner Grundſtücke gegen andere 
ſpeziell zu bezeichnende Grundſtücke in dem nämlichen Gemeindebezirke. 
$. 14. 


Behufs Einleitung des Reklamationsverfahrens iſt für jeden der im g. 12. 
(Nr. 6542.) ! — ö 5 45 ge⸗ 


ee die vormals Weſtphäliſchen Landestheile der Provinz Sachfen ver⸗ 
bleibt es jedoch hinſichtlich der Verbindlichkeit der Realberechtigten, zur Grund⸗ 
ſteuer des verpflichteten Grundſtücks beizutragen, bei den dieſerhalb geltenden Be⸗ 


1 die Antenne nach den in den $$. 6. bis 10. Behufs | 
n ; 


1 Gemeinde-, beſonderen Grundſteuer⸗Erhebungs⸗ und ſelbſtſtändigen Guts⸗ 
ezirke eine Abſchrift der Mutterrolle anzufertigen und dem Gemeindevorſtande, 
beziehungsweiſe dem Inhaber des ſelbſtſtändigen Gutsbezirks, in den beſonderen 
Grundſteuer⸗Erhebungsbezirken aber dem Ortserheber gegen Empfangsbeſcheini⸗ 
gung zuzuſtellen. Sogleich nach Eingang der Abſchrift der Mutterrolle iſt dies 
in dem betreffenden Bezirk in der orksüblichen Weiſe mit dem Eröffnen bekannt 
zu machen, daß: 

a) die Abſchrift während ſechs Wochen, vom Tage der Bekanntmachung ab 
e in einem beſtimmt zu bezeichnenden Lokale innerhalb des Bezirks 
zur Einſicht offen Lege und etwaige Reklamationen binnen gleicher prä⸗ 
kluſiviſcher Friſt bei dem Kreislandrathe anzubringen ſeien; ö 

p) die durch die örtliche Anterſuchung unbegründeter Reklamationen entſtehenden 
Koſten dem Reklamanten zur Laſt fallen und von demſelben im Ver⸗ 
waltungswege eingezogen werden würden. \ 

Nach Ablauf der Reklamationsfriſt iſt eine Beſcheinigung darüber, daß und 
während welcher Friſt die Offenlegung der Abſchrift der Mutterrolle ſtattgefunden, 
dem Kreislandrathe einzureichen, dem letzteren auch die Abſchrift der Mutterrolle 
ſelbſt unverſehrt zurückzuſenden. 


§. 15 


Gleichzeitig mit der Abſendung der Abſchriften der Mutterrolle (§. 14.) 
find für die im §. 12. bezeichneten Bezirke die Originale der Flurbücher und 
Mutterrollen nebſt den dazu gehörigen Karten während eines Zeitraumes von 
ſechs Wochen an einem oder an einigen von der Bezirksregierung zu beſtimmenden 


Orten des betreffenden Kreiſes unter Anweſenheit eines gleichfalls von der Bezirks⸗ 


regierung zu beſtimmenden techniſchen Beamten zur Einſicht aller Betheiligten 
10 zu legen. Daß, wo und von welchem Tage ab die Offenlegung der bezeich- 
neten Schriftſtücke erfolgen werde, iſt durch die Kreisblätter oder die die Stelle 
derſelben vertretenden öffentlichen Blätter bekannt zu machen. 


e 
Nach Ablauf der im §. 14. zu a. beſtimmten Präkluſtvfriſt find: 

1) die auf Beſeitigung materieller Irrthümer (F. 29.) gerichteten Anträge, 
ſowie Reklamationen, die ſich auf die unrichtige Angabe der Flächen⸗ 
inhalte ($. 12. zu a.) beziehen, einerſeits, 

2) die gegen die Einſchätzung erhobenen Reklamationen (F. 11. zu b. $. 13.) 
andererſeits, N 

in beſondere Nachweiſungen überſichtlich zuſammen zu ſtellen. 


Die Anträge auf Bel N materieller Irrthümer und die Reklamationen 
ad 1. find mit den e Unterlagen der Bezirksregierung vorzulegen, um 
ſie auf Grund des techniſchen Gutachtens des Obergeometers einer näheren Prüfung 
. Be. du 


zu unterwerfen ö und „ſoweit fie als begründet anzuerkennen deren Erledigung 
herbeizuführen, ſoweit ſie aber unbegründet el zurückzuweiſen. 8 


Bei Beurtheilung der Richtigkeit der Feſtſtellung des Flächeninhalts ſind 
diejenigen Vorſchriften maaßgebend, welche für die be der diesfälligen 
Arbeiten bei dem allgemeinen Veranlagungsverfahren erlaſſen worden ſind. 

Kr Gegen die Entſcheidung der Regierung iſt ein weiteres Rechtsmittel nicht 
zuläſſig. 


H. 17. 


Die gegen die Einſchätzung erhobenen Reklamationen ($. 16. zu 2.) find 
der zur Unterſuchung und Entſcheidung derſelben für jeden Kreis zu bildenden 
Reklamationskommiſſion vorzulegen. Die letztere beſteht unter dem Vorſttze eines 


hierzu von der Bezirksregierung zu ernennenden Kommiſſars je nach dem Umfange 


des betreffenden Kreiſes und nach der Anzahl der in demſelben eingegangenen 
Reklamationen (§. 12. zu b.) aus zwei bis zehn Mitgliedern, welche zur einen 
Hälfte von der kreisſtändiſchen Verſammlung gewählt, zur andern Hälfte aber 
nach Anhörung des Kommiſſars von der Bezirksregierung berufen werden. 

Für die Fälle einer dauernden Behinderung einzelner Mitglieder der Rekla⸗ 
mationskommiſſion iſt außerdem ſowohl Seitens der kreisſtändiſchen Verſammlung 
als Seitens der Bezirksregierung eine von der letzteren zu beſtimmende Anzahl 
von Erſatzmännern zu wählen, beziehungsweiſe zu berufen. 

Soweit es ſich um Reklamationen gegen die Einſchätzungen von Holzungen 
handelt, iſt der Kommiſſion Seitens der Bezirksregierung ein Gorſtſecver nd ger 
zuzuordnen. i ö 

Die Beſchlüſſe der Kommiſſion werden nach e gefaßt / bei 
Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Der Vorſitzende der Kommiſſion beruft deren Mitglieder und beſtimmt den 
Gang der zu erledigenden Geſchäfte. 

Zur Beſchlußfähigkeit der Kommiſſion iſt die Anweſenheit der Hälfte der 
Mitglieder, ſofern die Kommiſſion aber nur aus zwei Mitgliedern beſteht, die 
Anweſenheit beider Mitglieder erforderlich. | 


$. 18, 


Behufs Unterſuchung der gegen die Einſchätzung erhobenen Reklamationen 
(F. 12. zu b., $. 13., $. 16. zu 2.) werden in jedem Kreiſe durch die Reklama⸗ 
tionskommiſſion ſelbſt beſondere Reklamationsbezirke gebildet, innerhalb deren je 
ID Mitglieder der Kommiſſion als Reklamationsdeputation die Unterſuchung 


er Reklamationen unter Begleitung des Fortſchreibungsbeamten oder eines an⸗ 


deren geeigneten Technikers, welcher der Deputation die erforderliche Auskunft zu 
ertheilen hat, zu bewirken und über den Befund ein Gutachten abzugeben haben. 
Die Deputation hat den Reklamanten, und außerdem den Ortsvorſtand 


ei beziehungsweiſe den Inhaber des ſelbſtſtändigen Gutsbezirks, in den befonderen 


Grundſteuer⸗Erhebungsbezirken aber zwei der dazu gehörigen Grundſteuerpflichtigen 
aufzufordern, der örtlichen Unterſuchung beizuwohnen und über das Reſultat der 


5 letzteren ihre Erklärung abzugeben. 


(Nr, 6542.) Ex 


ET 


x | a — 192 N | | 
Erſcheinen die in dem 1 Abſatz bezeichneten Perſonen nicht, 


17 


oder verweigern ſie die erforderte Erklärung ſo iſt mit der örtlichen Unterſuchung 

nichtsdeſtoweniger vorzugehen. ä 
uf Grund des Gutachtens der Reklamationsdeputation entſcheidet die 
e über die eingegangenen Reklamationen. 

ie Entſcheidung it, ſofern die Reklamation nicht als unbegründet zurück⸗ 

gewieſen wird, entweder dahin zu treffen, daß und mit welchem Betrage die 

chätzung der bezüglichen Grundſtücke des Reklamanten zu ermäßigen oder dahin, 
daß und mit welchem Betrage die Schätzung derjenigen nicht im Eigenthume 
des Reklamanten befindlichen Grundſtücke, welche bei der ſtattgefundenen Aue 
ſuchung als zu niedrig eingeſchätzt erkannt worden ſind, zu erhöhen. 

f Gegen die getroffene Entſcheidung iſt ein weiteres Rechtsmittel nicht zus 
läſſig; jedoch ſteht dem Reklamanten ſowohl als denjenigen Eigenthümern, deren 
Liegenſchaften als zu niedrig eingeſchätzt erkannt und deshalb erhöht worden ſind, 
binnen einer ee Friſt von zehn Tagen nach Empfang der Entſcheidung 
frei, offenbare Unrichtigkeiten oder Irrthümer in derſelben der Kommiſſion nach⸗ 
zuweiſen, in welchem Falle die letztere eine nochmalige Prüfung der Reklamation 
vorzunehmen und anderweitig darüber zu entſcheiden hat. 

Hinſichtlich der Reklamationen, welche von der Kommiſſion als unbegründet 
zurückgewieſen ſind, iſt von der Regierung beſonders darüber zu entſcheiden, be⸗ 
ziehungsweiſe feſtzuſetzen, ob und wie weit der Reklamant die durch die örtliche 

Unterſuchung der Reklamation veranlaßten Koſten zu tragen hat. 


$. 19. 


In Gemäßheit der Entſcheidungen der Reklamationskommiſſion ($. 18.) 
beziehungsweiſe der 1 (F. 16.) find die Karten, Flurbücher und 
Durch dieſe Berit 


Grundſteuer⸗Hauptſummen, abgeſehen von dem im 8 N 12. gedachten Falle 


richtigten Mutterrolle eines Gemeinde⸗ ee Guts⸗ oder beſonderen 
| 


. 20. 


N, Für diejenigen Gemeinde- oder Grundſteuer⸗Erhebungsbezirke, in welchen 
eine mit der Zuſammenlegung von Grundſtücken verbundene Gemeinheitstheilung 
ſchwebt, kann die Aufſtellung der Flurbücher und Mutterrollen ($$. 6 — 10.) , 
ſowie deren Berichtigung auf Grund des Reklamationsverfahrens (F. 12—19.) 
nach dem Ermeſſen der Bezirksregierung bis dahin hinausgeſchoben werden, daß 
der Gemeinheitstheilungs⸗Rezeß durch die Auseinanderſetzungsbehörde beſtätigt 
worden iſt. . 


Biß; 
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ö Bis zu dieſem Zeitpunkte find die für die betreffenden Gemeinde und 
Grundſteuer⸗Erhebungsbezirke feſtgeſtellten Grundſteuer⸗ Hauptſummen in den 
unter Anwendung des vorläufigen Vertheilungsmaaßſtabes gemäß des $. 19. der 

Verordnung vom 12. Dezember 1864. ermittelten Beträgen einzuziehen. 


4. Beſchwerden wegen Grundſteuer⸗Ueberbürdungen. 


8. . 


Eine Ermäßigung der den einzelnen Gemeinden, ſelbſtſtändigen Guts⸗ und 
beſonderen Grundſteuer⸗Erhebungsbezirken auferlegten Grundſteuer⸗Hauptſummen 
wegen unrichtiger dnn den der dazu gehörigen Liegenſchaften iſt nur zuläſſig, 
wenn eine Ueberbürdung des enden Gemeinde-, ſelbſtſtändigen Guts⸗ oder 
Erhebungsbezirks durch die demſelben auferlegte i anden be⸗ 
hauptet und nach Maaßgabe der Vorſchriften in den nachfolgenden $$. 22 — 28. 
als vorhanden nachgewieſen wird. ; 


$. 22. 


Anträge auf Grumdftener- Ermäßigung aus dem im H. 21. gedachten 
Grunde dürfen nur berückſichtigt werden, wenn ſie für die betreffenden Gemeinden 
Seitens der Vorſteher derſelben, für die ee ſelbſtſtändigen Gutsbezirke 
Seitens deren Inhaber und für die betreffenden beſonderen Erhebungsbezirke 
Seitens der Mehrzahl der zu denſelben gehörenden Grundbeſitzer — nach den 
von den letzteren zu entrichtenden e u berechnet — innerhalb 
einer Friſt von acht Wochen, ſeit dem Tage, mit welchem dieſes Geſetz in Kraft 
tritt, ſchriftlich und unter gehöriger Begründung bei dem Kreislandrathe ein⸗ 
gebracht werden. 

Für die beſonderen Grundſteuer⸗Erhebungsbezirke ſind bei Stellung des 
Antrages zugleich zwei, dem betreffenden Bezirk angehörende Grundſteuerpflichtige 
als die bei der örtlichen Unterſuchung der Beſchwerde zuzuziehenden Vertreter des 
Bezirks namhaft zu machen. 

Der Gemeindevorſtand iſt zur Anbringung des Antrages verpflichtet, wenn 
die Mehrzahl der zu der Gemeinde gehörenden Grundbeſitzer — nach den von 
den letzteren zu entrichtenden Grundſteuerbeträgen berechnet — einen ſolchen An⸗ 
trag beſchließt. 


§. 23. 


Eine Grundſteuer⸗Aeberbürdung (F. 21.) iſt als vorhanden nur anzuerkennen, 
wenn durch eine wiederholte Einſchätzung der zu dem betreffenden Gemeinde, 
ſelbſtſtändigen Guts⸗ oder beſonderen Erhebungsbezirke gehörigen Liegenſchaften in 
die Klaffen des definitiven Tarifs ($. 50. der Hauptanweiſung vom 21. Mai 1861.) 
feſtgeſtellt wird, daß der für dieſelben in der Mutterrolle verzeichnete Reinertrag 

den aus der wiederholten Einſchätzung ſich ergebenden Reinertrag um mehr als 
25 vom Hundert des letzteren überſteigt. f 
Johrgang 1867. (Nr. 6542) a 26 e 
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Wi. 


* 5 i $. 24. 


Der Kreislandrath ſtellt die rechtzeitig eingegangenen Anträge (F. 22.) der 
nach $. 17. angeordneten Reklamationskommiſſion zu. Die letztere hat fie zu⸗ 
vörderſt einer fummarifchen Prüfung, insbeſondere durch i ee mit den 
Einſchätzungsergebniſſen anderer gleichartigen Gemarkungen deſſelben Kreiſes, 
beziehungsweiſe Klaſſifikationsdiſtrikts zu unterwerfen. Dieſelbe iſt, falls ſie da⸗ 
nach eine Ueberbürdung ($. 23.) nicht als vorhanden annehmen zu können glaubt, 
verpflichtet, den Beſchwerdeführer hiervon mit dem Anheimſtellen in Kenntniß 
u ſetzen, die Reklamation zurückzunehmen und ſich hierüber binnen vierzehntägiger 
riſt nach Inſinuation dieſer Mittheilung zu erklären, da ſonſt dem weiteren 
Verfahren nach 88. 25. ff. Folge gegeben werden, er aber die Koſten deſſelben 
zu tragen haben würde, wenn die Veſchwerde demnächſt als unbegründet zurück⸗ 
zuweiſen wäre. Erfolgt eine Zurücknahme des Antrages binnen der eitellten 
Friſt nicht, fo iſt das ee agb ren nach §F. 28. ff. zu veranlaſſen. 


. 25. 


Behufs Unterſuchung der erhobenen Beſchwerde iſt eine neue Reinertrags⸗ 
Ermittelung nach Maaßgabe der für den betreffenden Kreis, beziehungsweiſe Klaſ⸗ 
ſifikationsdiſtrikt in dem Klaſſiftkationsprotokolle und den etwaigen Nachträgen 
dazu, ausgeſprochenen Grundſätze, unter Beachtung der für das formelle Ver⸗ 
fahren bei der Einſchätzung der Liegenſchaften erlaſſenen Vorſchriften, durch die 
Reklamationskommiſſion 6 17.) zu bewirken. 


$. 26. | 


Die Beſchlüſſe der Reklamationskommiſſion über das Ergehniß der neue 
Einſchätzing ($. 25.) werden nach Stimmenmehrheit gefaßt , bei Stimmengleich⸗ 
heit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Bei der Einſchätzung ſelbſt find die Antragſteller, beziehungsweiſe die im 
e des 8. 22. gedachten Grundſteuerpflichtigen und , De es fich um 
ie Einſchätzung von Holzungen handelt, außerdem der der Kommiſſion über⸗ 
wieſene Forſtſachverſtändige zuzuziehen. 

Auch iſt von der Einſchätzung der Bezirksregierung Nachricht zu geben, 
welcher überlaſſen bleibt das Hirſahrec durch einen auf Koſten der Staats⸗ 
regierung abzuſendenden Kommiſſar überwachen zu laſſen. 


§. 27. 


Ueber die ſtattgefundene neue Einſchätzung und die daraus für die Be⸗ 
ſchwerde ſich ergebenden Reſultate hat die Reklamationskommiſſon ein eingehendes 
Gutachten abzugeben und daſſelbe mit den Einſchätzungsverhandlungen der Re⸗ 
gierung einzureichen. Die letztere hat das Verfahren einer ſorgfältigen Prüfun 
zu ee „für die Beſeitigung etwaiger Mängel Sorge zu tragen un 
ſämmtliche 
welchem die Entſcheidung über die erhobene Beſchwerde zuſteht. 5 

O⸗ 


erhandlungen mit ihrem Gutachten dem Finanzminiſter einzureichen, 


Ä 561i, | 
Sofern die letztere hierbei für unbegründet erklärt wird, find dem Rekla⸗ 


manten die durch die Ausführung des Verfahrens nach $$. 25. und 26. ent⸗ 
ſtandenen Koſten aufzuerlegen. 


Gegen die Entſcheidung des Finanzminiſters findet ein weiteres Rechts⸗ 


mittel nicht ſtatt. 
$. 28. 


Die Entſcheidungen des Finanzminiſters ($. 27.) find, falls die Beſchwerde 


für begründet erklärt worden iſt, der Bezirksregierung zuzufertigen, um dem 
Ergebniſſe der neuen Reinertragsermittelung entſprechend die Flurbücher, Mutter⸗ 
rollen und Karten zu berichtigen, die ermäßigte Grundſteuer⸗Hauptſumme auf die 
einzelnen in der Mutterrolle verzeichneten Grundſtücke nach Verhältniß des neu 
ermittelten Reinertrages zu vertheilen und danach vom 1. Januar deſſelben Jahres 
ab die Erhebung der Grundſteuer anderweit bewirken zu laſſen. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen ($$. 21 — 28.) kommen auch in den weſt⸗ 
lichen Provinzen zur Anwendung. 


5. Obliegenheiten der Steuerpflichtigen, der Gemeinden, 
Behörden x. 


. 29. 


In Betreff der Verpflichtung der Behörden, Kreditinſtitute, Gemeinden 
und Privatperſonen, die zur e der Flurbücher und Mutterrollen, ſowie 
zur Erledigung der eingehenden Reklamationen oder ſonſtigen Beſchwerden erfor⸗ 
derlichen Vorarbeiten nach Kräften zu unterſtützen und zu fördern, kommen die 


Vorſchriften in den $$. 18. bis 20. der dem $. 6. des Geſetzes vom 21. Mai. 


1861. beigegebenen Anweiſung für das Verfahren zur Ermittelung des Rein⸗ 
ertrages der Liegenſchaften ebenfalls zur Anwendung. 

Die Gemeinden, die Inhaber e Gutsbezirke, ſowie die den 
Grundſteuer⸗Erhebungsbezirken angehörigen Grundſteuerpflichtigen haben auf ihre 
Koften die Nachweiſungen der zu den Gemeinde-, Guts⸗ und Grundſteuer⸗Er⸗ 
hebungsbezirken gehörenden Beſitzungen und deren Eigenthümer zu beſchaffen und 
ſind außerdem verpflichtet, den Requiſitionen der mit den örtlichen Aufnahmen 
beauftragten Beamten oder Feldmeſſer wegen Wahrnehmung der Aufnahme⸗ 
termine durch geeignete Perſönlichkeiten Folge zu leiſten, auch zu den örtlichen 
Ermittelungen mit den Lokalverhältniſſen und den Beſitzſtänden genau vertraute 
Perſönlichkeiten zu geſtellen, welche den Beamten dc. während des Geſchäfts zu 
begleiten und ihm die erforderliche Auskunft zu ertheilen, beziehungsweiſe zu be⸗ 
ſchaffen haben. 5 

Die Erfüllung der vorgedachten Verpflichtungen iſt nöthigenfalls im Wege 
der adminiſtrativen Exekution herbeizuführen. f 


Gr, 6542) 220" 6) Koſten 


mon 


6. Koſten des Verfahrens. 


F. 30. 


Die Vorſitzenden und Mitglieder der im F. 17. angeordneten Kommiſ⸗ 
ſionen, ſowie die den letzteren zugeordneten geodätifchen und ſonſtigen Techniker 
erhalten Tagegelder und bei auswärtigen Geſchäften Reiſekoſten, deren Höhe 
nach n pe h der OR vom 4. Juli 1863., betreffend die durch Er⸗ 
mittelung des Reinertrages der Liegenſchaften, Behufs anderweiter Regelung der 
Grundſteuer, nach dem Geſetze vom 21. Mai 1861. entſtehenden Koſten, zu 
beſtimmen iſt. 8 i 

Sofern jedoch die daſelbſt angeordneten Koſtenſätze die den gedachten 
Kommiſſarien, Kommiſſionsmitgliedern und Technikern nach ihrem Dienſt⸗ und 
Rangverhältniſſe, in Gemäßheit des Allerhöchſten Erlaſſes vom 10. Juni 1848. 
(Geſetz Samml. S. 151.) und den dazu ergangenen Vorſchriften, an Reiſekoſten 
und Tagegeldern zuſtehenden Sätze überfteigen, find ihnen nur die letzteren zu 
gewähren. | 

$. 31. 


Die Koſten, welche durch die zum Zwecke der Untervertheilung und be 
ziehungsweiſe anderweiten Feſtſtellung der Grundſteuer⸗Hauptſummen nach $S. 6. 
bis 28. und 30. auszuführenden Arbeiten innerhalb der einzelnen Provinzen und 
kommunalſtändiſchen Verbände (F. 1.) entſtehen, find einſtweilen von der Staats⸗ 
kaſſe vorzuſchießen und mit Ausnahme der von den Reklamanten zu tragenden 
Koſten unbegründeter Reklamationen ($. 18., $. 270, ſowie der nach $. 29. den 
Gemeinden, den Inhabern der ſelbſtſtändigen Gutsbezirke und den den beſonderen 
Grundſteuer⸗Erhebungsbezirken angehörenden ee obliegenden 
Leiſtungen der gedachten Kaſſe Seitens der Grundbeſitzer in den 7 
Provinzen, beziehungsweiſe kommunalſtändiſchen Verbänden ($$. 45—48.) nach 
Maaßgabe der wee e binnen zehn Jahren nach der näheren, 
em vom Finanzminiſter zu erlaſſenden Anweiſung nach und nach wieder 
zu erſtatten. N 


Dritter Abſchnitt. 
Erhaltung der Grundſteuer⸗Veranlagungen bei der Gegenwart. 


§. 32. 
Um die Flurbücher, Mutterrollen und Karten bei der Ge enwart zu 
erhalten, müſſen alle Veränderungen darin nachgetragen werden, welche dadurch 
entſtehen, daß 8 


ah in den Eigenthumsverhältniſſen der Grundſtücke ein Wechſel 0 Be 0 


in die Klaſſe der grundſteuerpflichtigen, oder | 
e) bisher grundſteuerpflichtige Grundſtücke in die Klaſſe der grundſteuer⸗ 


* 


freien (§. 4. a. a. O.) übergehen; i 


d) bisher grundſteuerpflichtige oder nach $. 4. a. a. O. von der Grundſteuer 
befreite Grundſtücke mit Gebäuden beſetzt oder als Hofräume oder Haus⸗ 
gärten mit Gebäuden verbunden werden; ö 

e) bisher mit Gebäuden beſetzte, oder als Hofräume oder Hausgärken mit 
Gebäuden verbunden geweſene Grundſtücke in die Klaſſe der grundſteuer⸗ 


pflichtigen, beziehungsweiſe der nach $. 4. a. a. O. von der Grundſteuer 


befreiten Grundſtücke übergehen; 

1) beſteuerungsfähige Ländereien neu entſtehen, oder 

g) bereits beſteuerte ganz oder theilweiſe untergehen oder bleibend ertrags⸗ 
unfähig werden; 

h) die Grenzen der Gemeinden, ſelbſtſtändigen Guts oder Fe 
der Kreiſe, Provinzen, beziehungsweiſe der im F. 1. bezeichneten kom⸗ 


munalſtändiſchen Verbände oder die Landesgrenzen berichtigt, beziehungs⸗ 


weiſe verlegt werden; 


i) materielle Irrthümer (§. 2.) von den Behörden entdeckt oder von den 
Betheiligten nachgewieſen werden 


k) A u über Grundſteuer⸗Ueberbürdung in Gemäßheit der $$. 21. ff. 
erhoben und als begründet anerkannt werden. 5 


$. 33. 


Die Grundeigenthümer oder die ſtatt deren zur Entrichtung der Grund⸗ 
ſteuer verbundenen Person ($. 45.) find verpflichtet, die im F. 32. zu a. bis g. 
bezeichneten Veränderungen den mit der Fortſchreibung beauftragten Beamten 
ſchriftlich oder protokollariſch anzuzeigen und die zur Berichtigung der gedachten 
Bücher u. ſ. w. erforderlichen le beizubringen, widrigenfalls die Herbei⸗ 
ſchaffung der letzteren auf ihre Koſten bewirkt wird. 

ü Die Berichtigung der im §. 32. zu U. i. und k. bezeichneten Veränderungen 
iſt in allen Fällen, die Berichtigung der ebendaſelbſt zu a. bis e. bezeichneten 
Veränderungen aber nur, wenn die letzteren im Wege einer Regulirung guts⸗ 
herrlicher und bäuerlicher Verhältniſſe, einer Ablöſung von Reallaſten, oder einer 
Gemeinheitstheilung herbeigeführt worden ſind, Seitens der Bezirksregierung von 
Amtswegen zu veranlaſſen. 

Die Gemeindevorſtände, die Inhaber der ſelbſtſtändigen Gutsbezirke, ſowie 


die für die Grundſteuer-Erhebungsbezirke beſtellten Ortserheber (§. 47.) find ver⸗ 


pflichtet, den auf die e der Flurbücher bezüglichen Requiſitionen der 
mit dieſem Geſchäft beauftragten Beamten Folge zu leiſten und den letzteren die 
erforderte Auskunft zu ertheilen, beziehungsweiſe zu beſchaffen. a 

(Nr. 6542.) $. 34. 


p) bisher grundſteuerfreie Grundstücke ($. 4. des Geſetzes vom 21. Mai 1861.) 


EN Per 
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ſt die Anzeige von dem Wechſel in dem Eigenthume (F. 32. zu a.) nicht 
erfolgt, ſo iſt der 9 1 beziehungsweiſe der in der Mutterrolle eingetragene 
Eigenthümer verpflichtet, die veranlagte Grundſteuer bis für den Monat ein⸗ 
ſchließlich fort zu entrichten, in welchem die zur Fortſchreibung und Berichtigung 
der Mutterrolle erforderliche Anzeige geſchieht, ohne daß dadurch der neue Beſitzer 
von der auch ihm obliegenden Verhaftung für die Grundſteuer entbunden wird. 
ſt die Anzeige von einer Aenderung unterlaſſen, welche eine Steuer⸗ 
verminderung oder die Freiheit von der Steuer begründet (F. 32. zu e. d. und g.) 
ſo wird die Steuer ebenfalls bis für den Monat einſchließlich forterhoben, in 
welchem die Anzeige erfolgt. i a 
Aenderungen, welche die ne oder die Steuererhöhung eines 
Grundſtücks bedingen ($. 32. b., e. und k.), find ſpäteſtens binnen drei Monaten 
nach Ablauf des Monats, in welchem die N eingetreten iſt, von dem 
Eigenthümer des Grundſtücks anzumelden. Wer die Anmeldung unterläßt, ver⸗ 
fällt, wenn dadurch der Staat der Steuer verluſtig geht, in eine dem doppelten 
Betrage der vorenthaltenen Steuer gleichkommende Geldbuße, in den übrigen 
Fällen in eine Geldbuße von n Silbergroſchen bis fünf Thalern. 
Die Unterſuchung und Entſcheidung ſteht dem Gerichte zu, wenn nicht 
derjenige, welcher der Verletzung einer der vorſtehenden Vorſchriften beſchuldigt 
wird, binnen einer von dem Landrathe, cee in denjenigen Städten, 
welche keinem Kreiſe angehören, von dem Gemeindevorſtand zu esd 
Friſt den ihm bekannt gemachten Strafbetrag, nebſt der etwa zu erlegenden 
Steuer und die durch das Verfahren gegen ihn entſtandenen Koſten, freiwillig zahlt. 
$. 35. ö 
Wenn eine nach Flächeninhalt und Reinertrag in der Grundſteuer⸗Mutter⸗ 
rolle beſonders aufgeführte Liegenſchaft ($. 6.) im Ganzen einem Eigenthums⸗ 
wechſel unterliegt, ſo hat der neue Eigenthümer die davon zu entrichten geweſene 
Steuer unverändert fort zu entrichten. i 0 
5 Wird dagegen eine e Liegenſchaft zerſtückelt, ſo iſt die bisherige Steuer 
auf die daraus gebildeten Trennſtücke zu vertheilen und zwar in der Regel nach 
Verhältniß des Flächeninhalts, ſofern es aber von der Bezirksregierung auf den 
Antrag der Betheiligten oder von Amtswegen angeordnet wird, nach Verhältniß 
des Reinertrages, welcher von dem Fortſchreibungsbeamten zu ermitteln. f 
Auf Antrag und Koſten der Intereſſenten kann Behufs Vertheilung der 
Grundſteuer eine neue Ermittelung des Reinertrages durch die Fortſchreibungs⸗ 
Beamten unter Zuziehung von Sachverſtändigen an Ort und Stelle ſtattfinden. 
Die Feſtſtellung und ene we der Grundſteuer bei Dismembrationen 
und Gründung neuer Anſiedlungen erfolgt 
lirung der ſonſtigen öffentlichen Laſten und Abgaben, beſonders durch den Fort⸗ 
ſchreibungs⸗Beamten unter Beſtätigung der Bezirksregierung. Die entgegen⸗ 
ſtehenden Vorſchriften der Geſetze vom 3. Januar 1845. (GeſetzSamml. S. 25.) 
und vom 26. Mai 1856. (Geſetz⸗Samml. S. 613.) werden hiermit cute 


ft vi 


fortan, unabhängig von der Regu⸗ 


a 


. 5 


Bei einem in Folge einer Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältniſſe, einer Ablöſung von Reallaſten oder einer Gemeinheitstheilung ein⸗ 
tretenden Beſitzwechſel, mit welchem nicht eine Veränderung der im $. 32. zu 
b. bis e. bezeichneten Art verbunden iſt, verbleiben die Grundſteuern auf den 
Grundſtücken, auf welchen fie bisher gehaftet haben (§. 35. Abſatz 1. und 2). 
Die hiervon abweichenden Vorſchriften im $. 96. des Geſetzes vom 2. März 1850., 
betreffend die Ablöſung der Reallaſten, und im $. 156. der Gemeinheitstheilungs⸗ 
Ordnung vom 7. Juni 1821. finden nicht mehr Anwendung. 

Sofern im Wege einer gutsherrlich-bäuerlichen Regulirung oder einer Ge⸗ 
meinheitstheilung ein Umtauſch bisher grundſteuerfreier Grundſtücke der im §. 4. 
zu e. des Grundſteuergeſetzes vom 21. Mai 1861. (Nr. 5379. der GeſetzSamml. für 
1861.) bezeichneten Art gegen bisher grundſteuerpflichtige Grundſtücke ſtattfindet, 
gehen die letzteren dadurch in die Klaſſe der grundſteuerfreien Grundſtücke über 
8 32. zu e. und g.). 

In denjenigen Gemeinden oder Grundſteuer⸗Erhebungsbezirken, in welchen 
eine mit der Zuſammenlegung von Grundſtücken verbundene Gemeinheitstheilung 
bei Erlaß dieſes Geſetzes bereits anhängig iſt ($. 20.) oder ſpäter anhängig wird, 
kann gleichzeitig mit der Ausführung der Gemeinheitstheilung, unter Genen 
der Bezirksregierung, der Geſammtbetrag derjenigen Grundſteuer, welche von den 
dem Gemeinheitstheilungs-Verfahren unterliegenden Grundſtücken bis dahin ent⸗ 
richtet worden iſt, auf die Landabfindungspläne anderweitig nach den für die 

Auseinanderſetzung angewandten Reinerträgen definitiv vertheilt werden. 


$. 37. 


Die durch die Ausführung der Beſtimmungen des F. 36. entſtehenden Ver⸗ 
änderungen der Grundſteuer und der Zeitpunkt für den Eintritt derſelben werden 
von der Auseinanderſetzungs⸗Behörde nach 11 1 55 Verſtändigung mit der Be⸗ 
zirksregierung feſtgeſetzt und bewendet es im Uebrigen bei der im §. 11. der 
Verordnung vom 30. Juni 1834. wegen des Geſchäftsbetriebes in Angelegen⸗ 
heiten der Gemeinheitstheilung ꝛc. enthaltenen Vorſchrift. 

Auf Grund des beſtätigten Rezeſſes hat die Bezirksregierung die Fort⸗ 
ſchreibung der Grundſteuer zu veranlaſſen. f 


8. 38, 


Als Beitrag zu den Fortſchreibungskoſten haben die Eigenthümer der Grund⸗ 

1 in deren a ein Wechſel eintritt ($. 32. zu a.), neben 
en durch etwa auszuführende Vermeſſungen entſtehenden Koſten, nach der näheren 
Beſtimmung des Finanzminiſters eine Gebühr zu entrichten, welche, mit dem 
Minimalſatz von Einem Silbergroſchen beginnend, den Betrag von Einem Thaler 
0 eine zu bewirkende Fortſchreibung in keinem Falle überſteigen darf und von 
dem Erwerber des fortzuſchreibenden Grundſtücks nach bewirkter Soc 
Ar. 6542.) mi 


5 11 Grundſteuer zuſammen und in der für letztere beſtimmten Art einzu⸗ 
ziehen iſt. . 5 
Die auf die Fortſchreibung bezüglichen Eingaben der Grundſteuerpflichtigen 
und ſonſtigen Verhandlungen ſind ebenſo, wie die den Grundeigenthümern aus 
den Karten, Flurbüchern u. ſ. w. zu ertheilenden Auszüge, ſtempelfrei. 
f f. 39. 

Auf Grund der jährlichen Veränderungs⸗Aufnahmen ſind die Mutterrollen 
und Flurbücher zu berichtigen, beziehungsweiſe die nothwendigen Ergänzungen 
zu den Karten zu bewirken, erforderlichen Falls auch die Grundſteuer⸗Haupt⸗ 
ſummen für die betreffenden Gemeinde-, ſelbſtſtändigen Guts oder Grundſteuer⸗ 
Erhebungsbezirke anderweit feſtzuſtellen. 


Vierter Abſchnitt. 
Erhebung der Grundſteuer. 


§. 40. 
i Die Gemeinden und die Inhaber der ſelbſtſtändigen Gutsbezirke ſind ſchul⸗ 
dig, die ihnen nach F. 1. auferlegten Grundſteuerbeträge von den Steuerpflichtigen 
einzuziehen und in monatlichen Beträgen vor Ablauf jedes Monats an die ihnen 
bezeichneten Kaſſen abzuführen. i 
5 $. 41. 
In der Stadt Berlin geſchieht die Einziehung der Grundſteuer durch das 
daſelbſt beſtehende Hauptamt 15 direkte Steuern. 


$. 42. 


Den zu einem beſonderen Grundſteuer⸗Erhebungsbezirke gehörigen Grund⸗ 
ſteuerpflichtigen liegt in ihrer Geſammtheit hinſichtlich der Einziehung der Grund⸗ 
ſteuer bietelbe eng ob, wie den Gemeinden und den Inhabern ſelbſt⸗ 
Ain ee Gutsbezirke (F. 40.). Für die Erfüllung dieſer Verpflichtung haftet in 

en Erhebungsbezirken jeder Steuerpflichtige nach Verhältniß ſeines Grundſteuer⸗ 
Antheils. a 
§. 43. 


Der Verluſt an Grundſteuerbeträgen, welche als uneinziehbar anerkannt 
werden, trifft die Staatskaſſe. f 8 
9 H. 44. 5 J 


Die Grundſteuer iſt in den erſten acht Tagen eines jeden Monats mit, 
dem zwölften Theile ihres Jahresbetrages fällig. d 8. 45 Be: 


ed 
$. 45. 


aur Entrichtung der Grundſteuer find die in der Mutterrolle verzeichneten 
Eigenthümer verpflichtet. 

Bei Liegenſchaften, deren Eigenthum mehreren gemeinſchaftlich zuſteht, iſt 
jeder Miteigenthümer für den ganzen auf dem Grundstücke ruhenden Steuerbetrag 
verhaftet. Demjenigen, von welchem die Steuer eingezogen wird, verbleibt das 
Recht, von einem jeden der übrigen Miteigenthümer den auf ihn treffenden 


Antheil wieder einzuziehen. 

Bei einem in Pacht oder Nießbrauch ſtehenden Grundſtücke iſt der Staat 
Wee ſich außer an den Eigenthümer auch an den Pächter oder Nießbraucher 
wegen der während der Pacht oder Nießbrauchszeit fälligen Grundſteuer zu halten. 


$. 46. 


Jede Gemeinde iſt verpflichtet, zur Einziehung der Grundſteuer einen Orts⸗ 
erheber zu beſtellen und zugleich die Bedingungen, unter welchen die Annahme 
deſſelben erfolgen ſoll, insbeſondere zu beſtimmen, ob und in welcher Art derſelbe 
für feine Mühewaltung entschädigt werden und ob, eventuell in welcher Höhe 

er eine Kaution beſtellen ſoll. 

Falls dieſer Verpflichtung von einer Gemeinde innerhalb der von der 
Bezirksregierung zu beſtimmenden Friſt nicht genügt wird, iſt die letztere befugt, 
die jedesmal fälligen Grundſteuern ſo lange, bis der Ortserheber ordnungsmäßig 
beſtellt worden iſt, auf Koſten und Gefahr der Gemeinde, im Wege beſonders 
zu ertheilenden Auftrags einziehen zu laſſen. 

Innerhalb der ſelbſtſtändigen Gutsbezirke haben die Inhaber der letzteren 
für die ordnungsmäßige Erhebung der Grundſteuer Sorge zu tragen. 

Die Bezirksregierung hat etwaigen hierbei hervortretenden Unordnungen 
durch entſprechende Maaßregeln Abhülfe zu ſchaffen. 


. 47. 


In den nach H. 3. zu bildenden beſonderen Grundſteuer⸗Erhebungsbezirken 
erfolgt die Einziehung der Grundſteuer durch Ortserheber, welche 15 Anordnung 
der Vezeksregierung in einem Seitens derſelben zu beſtimmenden Termine von 
den Grundſteuerpflichtigen des Bezirks durch Stimmenmehrheit gewählt werden. 
Die letzteren haben zugleich über die Höhe und die Art der von dem Erheber 
zu beſtellenden Kaution zu beſtimmen. 

Falls eine Einigung über die Wahl des 1 nicht erzielt werden kann, 
erfolgt die Beſtellung des Erhebers, ſowie die Beſtimmung über die ihm zu 
; ane Remuneration und die von ihm zu beſtellende Kaution Seitens des 

andrathes. 


. $. 48. 

Innerhalb deſſelben Kreiſes können ſich zwei oder mehrere Gemeinden 
ſelbſtſtändige Guts⸗ und Grundſteuer⸗Erhebungsbezirke zur Wahl eines gemein⸗ 
ſamen Ortserhebers mit Genehmigung der Bezirksregierung vereinigen. 

Jahrgang 1867. (Nr. 6542.) 27 $. 49. 
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F. 49. 


Innerhalb des kommunalſtändiſchen Verbandes der Ober⸗Lauſitz erfolgt 
die Erhebung und Verwaltung der Grundſteuer unter landſtändiſcher Mitwirkung 
nach den dieſerhalb getroffenen beſonderen Beſtimmungen. 


Ausgleichung. 


$. 50. 


Die Ausgleichung der feit dem 1. Januar 1865. bis zu dem im $. 19. 

am Schluß beſtimmten Zeltput zu viel oder zu wenig entrichteten Steuerbeträge 

wird unbeſchadet der dieſerhalb etwa von den Intereſſenten zu treffenden frei⸗ 

willigen Vereinbarung von Amtswegen veranlaßt und erfolgt durch Abrechnung 

beziehungsweiſe Aufſchlag auf die zunächſt fällig werdenden Grundſteuerheträge 

ee Beſitzer innerhalb der von der Bezirksregierung dafür feſtzuſetzenden 
riſten. 


Verjaͤhrung. 


$. 51. 


Die Vorſchriften des Geſetzes über die Verjährungsfriſten bei ee i 
Abgaben vom 18. Juni 1840. (Geſetz Samml. für 1840. S. 140.) nebſt den 
dazu ergangenen Erläuterungen und Abänderungen finden, ſoweit das gegenwärtige 
Geſetz nicht etwas Anderes beſtimmt, auch auf die neu veranlagte Grundſteuer 
Anwendung. 


Fünfter Abſchnitt. 
Grundſteuer⸗Remiſſionen. 


$. 52. 


Anſprüche auf Erlaß oder Erſatz der Grundſteuer aus Anlaß von Be⸗ 
ſchädigungen der Feldfrüchte durch außerordentliche Naturereigniſſe, Brand x. 
finden genen die Staatskaſſe nicht ſtatt. f 5 1 

ie Beſchlußnahme darüber, ob und eventuell in welchen Fällen, bezie⸗ 
hungsweiſe in welcher Höhe den grundſteuerpflichtigen Beſitzern wegen ſolcher 
Beſchädigungen der Feldfrüchte Remiſſionen oder uit Kb e zu gewähren, 
bleibt den ere reſp. Kommunallandtagen mit Königlicher Zuſtimmung 

überlaſſen. . | | 
ie Aufbringung der eventuell zu dieſem Zweck erforderlichen Fonds ach, 
durch Beiträge der Grundſteuerpflichtigen, in Betreff deren Höhe von den Pro⸗ 
vinzial⸗ reſp. Kommunallandtagen Bee ee zu treffen iſt. en . 
e 5 


Me 
Sechster Abſchnitt. 
Grundſteuer⸗Entſchaͤdigung. 


5 $. 53. 


Die Feſtſtellung und Vertheilung des nach $. 4. des Geſetzes vom 21. Mai 
1861., betreffend die für die Aufhebung der Grundſteuerbefreiungen und Bevor⸗ 
zugungen zu gewährende Entſchädigung (Geſetz-Samml. S. 325.), zu bildenden. 
Geſammt⸗Entſchädigungskapitals, ſowie die Feſtſtellung der nach $$. 2. 3. g. a. O. 
zu leiſtenden Entſchädigungsbeträge erfolgt nach den zur Zeit dieſer Feſtſtellung, 
beziehungsweiſe Vertheilung 00 den entſchädigungsberechtigten Grundſtücken 
hatenden Grundſteuerbeträgen. i 

Eine Erhöhung oder Verminderung der hiernach feſtgeſtellten Entſchädi⸗ 
rd wegen der etwa in Folge des Reklamationsverfahrens nach SS. 13. 
is 30. dieſes Geſetzes bewirkten Aenderungen der gedachten Grundſteuerbeträge 
findet nicht ſtatt. 


Siebenter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


§. 54. 


Die hinſichtlich der Grundſteuer in den ſechs öſtlichen Provinzen des 
Staates beſtehenden Vorſchriften, welche den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ent⸗ 
ee oder ſich mit denſelben nicht vereinigen laſſen, werden außer Kraft 
geſetzt. ö 

§. 55. 


Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt und 
hat Behufs derſelben die erforderlichen Anweiſungen zu erlaſſen, insbeſondere auch 
die Gebühren für die Behufs Fortſchreibung der Flurbücher, Mutterrollen und 
Karten auszuführenden geometriſchen Arbeiten und für die Ertheilung von Aus⸗ 
zügen aus den bezeichneten Büchern ꝛc. an die Grundeigenthümer feſtzuſtellen. 

f Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 
Gegeben Berlin, den 8. Februar 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


5 (Nr. 6542-6543.) (Nr. 6543.) 


„„ 


(Nr. 6543.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. Februar 1867., betreffend die Anſtellung von Pro- 
vinzial⸗Steuerdirektoren in Hannover und in Kaſſel. 


Alf den Bericht des Staatsminiſteriums voni 7. d. M. genehmige Ich, daß 
vom 1. April d. J. ab für die Verwaltung der Zölle und innern indirekten Ab⸗ 
gaben in dem ehemaligen Königreich Hannover ein Provinzial⸗Steuerdirektor mit 
dem Sitze in der Stadt Hannover und für die gleiche Verwaltung in dem ehe⸗ 
maligen Kurfürſtenthum Heſſen und dich da Naſſau, ſowie in der ehemaligen 
freien Stadt Frankfurt und in den durch das Geſetz vom 24. Dezember 1866. 
(Geſetz⸗Samml. S. 876.) mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten Landestheilen, 
mit Ausſchluß des Kreiſes Schmalkalden, der früheren Bayeriſchen Enklave 
Kaulsdorf und des Oberamtsbezirks Meiſenheim, ein Provinzial⸗Steuerdirektor 
mit dem Sitze in der Stadt Kaſſel, beide mit den Pflichten und Befugniſſen der 
in den alten Preußiſchen Landestheilen bereits in Wirkſamkeit befindlichen Pro⸗ 
vinzial⸗Steuerdirektoren beſtellt und dem Finanzminiſterium unmittelbar unter⸗ 
geordnet werden. Hinſichtlich aller indirekten Abgaben treten vom 1. April d. J. 
ab der Kreis Schmalkalden und die Enklave Kaulsdorf unter die Verwaltung 
des Generalinſpektors des Zoll- und Handelsvereins der Thüringiſchen Staaten, 
und der c e Meiſenheim unter die Verwaltung des Provinzial⸗ 
Steuerdirektors zu Cöln. 6 

Die Ausführung der Beſtimmungen dieſes Erlaſſes, welcher durch die 
Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen tft, wird dem Finanz 
miniſter übertragen. 


Berlin, den 8. Februar 1867. 
Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


An das Staatsminiſterium. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
ö (R. v. Decker). 


